al ur anıpfboot 


Donnerftag, den 4. Juni. After Jahrgang. 


Das „Danziger Dampfboot“ erſcheint Inſerate, pro Petit- Spaltzeile 1 Sgr. 
täglich Nachmittags 5 Uhr, = werden bis Mittags 12 Uhr e j 
mit Ausnahme der Sonn» und Befttage. I ac U — Inſerate nehmen für uns außerhalb an: 
Abonnementspreis hier in der Expedition 88 In Berlin: Retemeyer's Centr.⸗Ztgs.⸗ u. Annonc.⸗Bür. 
Portechaiſengaſſe No. 5. In Leipzig: Illgen & Fort. 
wie auswärts bei allen Königl. Poſtanſtalten In Breslau: Louis Stangen. 1 
po In Hamburg-Altona, Frankf. a. M. Haaſenſtein & Vogler. 


Quartal 1 Thlr. — Hieſige auch pro Monat 10 Sgr. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
ER Kaliſch, 3. Juni. 
Vie lutiger Kampf iſt bei Grochow geſchlagen. — 
Bi Wagen mit verwundeten Ruſſen ſind hier ein⸗ 
— Das ruſſiſche Militär iſt ſtark reducirt 
„ Der Kampf ſcheint noch fortzudauern. 
ae find neue Truppen von hier ausgerückt. Die 
8 . behaupteten den Kampfplatz und erober⸗ 
anonen. 
Die Gr. Wien, Mittwoch 3. Juni. 
1 Ei eraltorrefpanten; aus Oeſterreich“ enthält 
iger Quell aus Turin, in welchem aus zuverläſ⸗ 
digen S e das Vorhandenſein eines eigenhän⸗ 
chreibens des Papſtes an den Kaiſer von 
and in der polniſchen Angelegenheit beſtätigt wird. 
Paris, Mittwoch 3. Juni. 
Der heutige „Moniteur“ enthält in feinem Bulletin 
die Mittheilung, daß unter den bisher bekannt ge⸗ 
wordenen 267 Wahlen 252 Candidaten der Regie⸗ 
rung gewählt ſind. Während der Wahlen herrſchte 
1 vollkommenſte Ordnung. 
onſtantinopel, Dienſtag 2. Juni. 
Se iſt er: Halit Paſcha zum 
miniſter, Zia Beg in feiner Eige \ 
1 in Boenien. i . 
L Newyork, Sonnabend 25. Mai. 
= offiziellen Berichte reichen bis zum 20. Grant 
b 


at Haines Bluff 2, .r 
ie sr Al und die Befeſtigungen von Vicks⸗ 


anonen genommen. 
auert noch fort 1 


— Aus Puebl 
Es haben zwei £ 


Die Schlacht 


wird vom 30. April gemeldet: 
Treffen ſtattgefunden; im erſten ha⸗ 


ben di | 
—— — erikaner ihre Stellung behauptet, in dem 
aben As ſie Herr des Schlachtfeldes geblieben und 
57 Zuaven gefangen genommen. 
Rundſch an. 
ig ce) Berlin, 3. Juni. 
preußiſche m wir geftern das für die geſammte 
betreffend SL höchſt bedeutungsvolle Aftenftüd, 


tungen Verordnung wegen Verbots von Bei: 
— laſſe Zeitſchriften“ unſern Leſern mitgetheilt 
von dem e wir heute auch das an Se. Majeftät 
gerichtet taatsminiſterium vorher in Bezug hierauf 
Das — chreiben folgen : 
wärtigen Werbateminiſterſum hält es unter den gegen- 
ufzabe — S tnifien für die dringende und unerläßliche 
dabin zu wirken. daßtegierung. ihrerſeits auf jede Weiſe 
liche Aufregung, aß die leidenſchaftliche und unnatür- 
3 er letzten Jahren in Folge 
ruhigeren und unbefan uber ergriffen bat, einer 
2 angeneren Sti 1 
(int vor An een Kata wei Hy 
uptenden Einwirkung der Tagespreſſe kräftig — 
Die Erfahrun jü N 
rung der jüngften Zeit hat 
überzeugend dargethan, daß die durch ee e 


Ein a 1851 lediglich in die Hand der Gerichte gelegte 


95 71. von der Verwaltung früher auf Grund der 
adm anuar 1845 in Anſpruch genommene Befugniß zur 


Bezu 
Geſetz a 


D > 
dec Aration feit dem 


dor Mäligen Staats-Minifteriums vorhergingen, war 


Ei 
Welte ten des Preßgeſetzes vom 12. Mai 1851 unauf- 
ferneren gig geweſene Frage über die Zuläſſigkeit einer 


des Innern und der Juſtiz keinesweges verkannt, daß es 
nicht unbedenklich ſei, auf jene bis dahin geübte Ver⸗ 
waltungsbefugniß ohne Weiteres und ohne jeden genü⸗ 
genden Erſatz zu verzichten. Es wurde ausdrücklich gel⸗ 
tend gemacht, daß durch eine ſolche Maßregel die Ver⸗ 
waltung, die nach ihrem allgemeinen Beruf, fo wie nach 
den Abſichten des Preßgeſetzes den weſentlichſten Antheil 
an der Ueberwachung der Preſſe ſich zu vindiciren ſo 
berechtigt als verpflichtet ſei, eines der wirkſamſten Mit⸗ 
tel zur Löſung dieſer Aufgabe, ja desjenigen Mittels, 
welches nach den Erfahrungen der letzten 10 Jahre als 
das allein nachhaltig und durchgreifend wirkende ſich ge⸗ 
zeigt und eben deshalb von der früheren Regierung ſeit 
Emanation der Preßverordnung vom 5. Juni 1850 als 
unentbehrlich feſtgehalten worden ſei, völlig beraubt und 
in ihrem Einfluſſe auf die Preſſe in bedenklichſter Weiſe 
geihwächt werden würde. Die im Ganzen beſſere und 
beſonnenere Haltung, zu welcher die Preſſe ſich ſeit dem 
Jahre 1850 allmälig verſtanden habe, ſei nach allen von 
der Verwaltung gemachten Beobachtungen in weit gerin⸗ 
ne Grade den durch das Preßgeſetz ſtatuirten Repref⸗ 
ivmitteln, reſp. der nach $. 54 in die Hand der Gerichte 
gelegten Cognition über die Konzeſſionsentziehung, als 
der im Prinzip von der Regierung feſtgehaltenen An- 
wendbarkeit der 88. 71—74 der Allgemeinen Gewerbe⸗ 
Ordnung auf die bei der Preſſe betheiligten Gewerbe 
zu danken. 

Aus Anlaß dieſer Bedenken wurden im Jahre 1859 
mannigfache Vorſchläge erörtert, um an Stelle der bis⸗ 
berigen Anwendung der §§. 71—74 der A. G.⸗O. auf 
— — ein anderweitiges adminiſtratives Verfahren 
oder eine Erweiterung der gerichtlichen Befugniſſe zur 
Konzeſſions⸗Entziehung zu ſetzen. Es konnte jedoch eine 
Verſtändigung über die einzuſchlagenden Wege nicht er⸗ 
zielt werden, und es wurde deshalb von der Erledigung 


der Frage überhaupt und auch von der Vorlage eines 


deklaratoriſchen Geſetzes zur Zeit Abſtand genommen. 

Als das Staats⸗Miniſterium darauf im Jahre 1860 
auf die Angelegenheit zurückkam, glaubte daſſelbe mit 
Rückſicht auf die damalige Haltung der Preſſe ſich vor⸗ 
läufig auf die Beſeitigung der Streitfrage in Betreff der 
88. 71—74 der A. G.⸗O. beſchränken, dagegen auf neue 
poſitive Beſtimmungen über die Konzeſſions Entziehung 
fürerſt verzichten zu können. Man verhehlte ſich freilich 
auch damals innerhalb des Staats⸗Miniſteriums nicht, 
daß bei einer veränderter Haltung der Preſſe das Bedürf- 
niß anderweitiger Beſtimmungen wieder hervortreten 
könne, und es wurde auch in dem unterm 28. Januar 
1860 von dem Staats⸗Miniſterium an Ew. Königliche 
Majeftät erſtatteten Immediat⸗Berichte Namens des Juſtiz ⸗ 
Miniſters eine ausdrückliche Verwahrung dagegen wieder⸗ 
holt, daß durch die Rechtſprechung ein hinreichencer Schutz 
gegen den Mißbrauch des Betriebes der Preßgewerde in 
allen Fällen gewährt werden könne. : 

In der That ift die Hoffnung, zu welcher die dama⸗ 
lige Haltung der Preſſe zu berechtigen ſchien, ſehr bald 
getäuſcht worden. : 2 . 

Je mehr die Staats⸗Regierung ſich genöthigt ſab, 
den unberechtigten und übertriebenen Erwartungen und 
Forderungen der Parteien Widerſtand zu leiſten, deſto 
leidenſchaftlicher und rückhaltloſer mißbrauchte ein Theil 
der Preſſe die derſelben gewährte Freiheit zur beftigiten 
und ſelbſt gehäſſigſten Oppoſition gegen die Regierung 
Ew. Königlichen Majeſtät und zur Untergrabung aller 
Grundlagen eines geordneten Staatsweſens, fo wie der 
Religion und der Sittlichkeit. An der beklagenswerthen 
Verirrung der Gemüther, welcher die jetzige Lage der 
Staatsverhältniſſe zuzuſchreiben iſt, trägt unzweifelhaft 
die völlig ungezügelte Einwirkung der Preſſe einen großen 
Theil der Schuld. A dns 

Die positive Gegenwirkung gegen die Einflüſſe der⸗ 
ſelben vermittelt der konſervativen Preſſe kann ſchon 
deshalb den wünſchenswertben Erfolg nur theilweiſe haben, 
weil die meiſten der oppofitionellen Organe durch eine 
langjährige Gewöhnung des Publikums und durch die 
induſtrielle Seite der betreffenden Unternehmungen eine 
Verbreitung beſitzen, welche nicht leicht zu bekämpfen iſt. 

Die Einwirkung der Juſtizbebörden aber auf Grund 
des Pießgeſetzes vom 12. Mai 1851 und des Strafgeſetz⸗ 
buches hat ſich als unzureichend erwieſen, um die Aus- 
ſchreitungen der Preſſe erfolgreich zu hindern. Der Kampf 
wird ſeitens der Letzteren zum Theil auf eine Weiſe ge⸗ 
führt, bei welcher die Remedur durch die Rechtspflege 
kaum mözlich iſt. Die gehäſſigſten Angriffe und Inſinua⸗ 


tionen gegen die Staatsregierung, ja gegen die Krone 
ſelbſt, werden mit Vorbehalt ſo gefaßt, daß ſie zwar für 
Jedermann leicht verſtändlich, auch für die 1 Maſſe 
des Volkes zugänglich und von verderblichſter Wirkung 
ſind, ohne jedoch jederzeit den Thatbeſtand einer 
ſtrafbaren Handlung, wie ihn der Richter ſeiner Recht⸗ 
ſprechung zu Grunde legen muß, nachweisbar darzuſtel⸗ 
len. Oft auch bieten ganze Artikel für ſich nicht die 
Handhabe zur gerichtlichen Verfolgung, während doch der 
Zuſammenhang derſelben mit der geſammten ſonſtigen 
Haltung des Blattes die klare Ueberzeugung von der ver⸗ 
werflichen und ſtaatsgefährlichen Anſichten gewährt. Es 
exiſtirt eine Anzahl gerade in den untern Schichten der 
Bevölkerung viel geleſener Blätter, welche auf ſolche Weiſe 
täglich die verderblichſten Auffaſſungen und Darſtellungen 
verbreiten und augenfällig einen vergiftenden Einfluß 
auf die öffentliche Stimmung und auf die Sittlichkeit 
des Volkes üben. 5 ! 

Gegen dieſe gefährliche Einwirkung der Preſſe kann 
eine Remedur nur eintreten, wenn neben der gerichtlichen 
Verfolgung einzelner ſtraffälliger Kundgebungen ein Blatt 
auch wegen ſeiner Geſammthaltung zur Rechenſchaft ge⸗ 
zogen werden kann, wenn der Staatsregierung die Mög⸗ 
lichkeit gegeben wird, der ſichtlich und fortdauernd ver⸗ 
derblichen Haltung eines Blattes ein Ziel zu ſetzen. 

Indem das Staatsminiſterium die Ergreifung der⸗ 
artiger Maßregeln durch die obwaltenden Verhältniſſe 
für unbedingt geboten erachtet, mußte ſich daſſelbe zuvör⸗ 
berft die Frage vorlegen, ob es ſich empfehle, auf den 
früheren durch die Declaration vom 21. April 1860 
bezeichneten Zuſtand zurückgehen oder neue anderweitige 
Beſtimmungen über Conzeſſious⸗Entziehungen zu erlaſſen. 

Gegen die Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes 
glaubt ſich das Staatsminiſterium vorzugsweiſe deshalb 
erklären zu müſſen, weil mit derſelben alle die Bedenken 
Zweifel und Streitigkeiten wieder aufleben würden, 
welche ſich an der Anlegung des Begriffes der „Unbe⸗ 
ſcholtenheit“ in $. 1 des Preßgeſetzes vom 12. Mai 1851 
geknüpft haben. 

Außerdem kommt in Betracht, daß eine Conceſſions⸗ 
Entziehung nach den Ss. 71—74 der A. G.-O. den ein⸗ 
zelnen Theilnehmer an einem gefährlichen Unternehmen 
trifft, dagegen die anderweitige Fortſezung des gefähr- 
lichen Unternehmens ſelbſt nicht ohne Weiteres hindern 
und inſofern die erwartete eingreifende Wirkung nicht 
üben würde. A 

Das Staatsminifterium hat ſich deshalb dafür ent⸗ 
ſchieden, einen anderen directeren Weg zu betreten und 
das Verfahren gradezu auf das Verbot des einzelnen 
gefährlichen Preßerzeugniſſes, der bezüglichen Zeitung 
oder Zeitſchrift zu rächen. 2 

Bei der Beurtheilung einer Nothwendigkeit eines Ver⸗ 
bots ſoll die Ueberzeuzung maßgebend ſein, daß eine 
Zeitung durch ihre fortdauernde Haltung die öffentliche 
Wohlfahrt gefährde. 2 

Als Kriterien einer ſolcher Haltung find ausdrück⸗ 
lich dieſelben Ausſchreitungen angenommen, welche nach 
dem Strafgeſetzbuch ein gerichtliches Einſchreiten begrün ⸗ 
den, nur mit dem Unterschiede, daß Letzteres auf die ein. 
zelnen Aeußerungen gerichtet iſt, in welchen ein beſtimm⸗ 
ter ſtrafvarer Thatbeſtand vorliegt, während bei dem 
adminiſtrativen Verfahren das Vorhandenſein der Aus⸗ 
ſchreitung nach dem im Strafgeſetzbuch erwähnten Rich- 
tungen aus der Geſammthaltung des Blattes und zwar 
aus feiner dauernden Gefammthaltung während einer 
längeren Zeit entnommen werden fl 

Die Behörde, welcher das adminiſtrative Verfahren 
nach dem Entwurf übertragen wird, iſt eben ſo wie bei 
den Konzeſſtonsentziehungen nach 9.7174 der A. G. O. 
das Plenum der betreffenden Bezirksregierung. Es er. 
ſcheint dies um fo angemeflener, als die fortdauernde 
Kenntnißnahme von der Haltung der Preſſe und die 
Ueberwachung derſelben auch font zu den Obliegenhei⸗ 
ten der Regierung gehört. i 

Das Verfahren ſelbſt iſt mit den erforderlichen Mo» 
difitationen nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 22, 
Juni 1861 geordnet. 

Dieſelbe Befugniß, welche der Verwaltung durch die 
vorliegende Verordnung in Wen auf inländiſche Blät⸗ 
ter ertbeilt werden ſoll, muß ihr fonfıquenter Weije auch 
in Bezug auf auswärtige Blätter zufteben. 

Durch §. 52 des Preßgeſetzes vom 12. Mal 1851 iſt 
dem Miniſter des Junern die Befugniß zum Verbot 
eines ausländiſchen Blattes unter der Bedingung er⸗ 


. 


theilt, daß vorher eine gerichtliche Verurtbeilung deſſel⸗ 
— ſtattgefunden a a Yufeehthaltung dieſer 


Beſtimmung ſcheint es nothwendig, der Verwaltung auch 
in Bezug auf die auswärtige Preſſe die Befugniß zuzu⸗ 
ex ſtagtsge⸗ 


Feng oder Zeitſchrift um 
ammthaltung willen zu verbieten, 

Der Natur der Sache nach kann dies in ſolchem Falle 
nicht durch ein Verfahren bei einer Bezirksregierung, 
ſondern nur durch Beſchluß der Staatsregierung erfolgen. 

Das Staatsminiſterium verkennt nicht die Bedeutung 
der in Rede ſtehenden Verordnung gegenüber den bishe⸗ 
Ft ee über die geſeßliche Regelung der 

reßfreiheit. 

Daſſelbe iſt aber zugleich überzeugt, daß die Staats. 
regierung zur Ergreifung derartiger Maßregeln behufs 
Aufrechthaltung der öffentlichen Sicherheit nicht blos 
durch Art. 27 und 63 der Verfaſſungsurkunde vom 
31 Januar 1850 unzweifelhaft berechtigt iſt, ſondern 
daß durch die Einführung der beabſichtigten Verordnung 
auch der freien Meinungsäußerung, welche die Verfaſ⸗ 
6 will, in Wahrheit kein Eintrag ge⸗ 

e 


Indem den verwerflichen Ausſchreitungen einer zügel⸗ 
loſen Preſſe Einhalt gethan wird, wird die Preßtteihelt 
ſelbſt auf den Boden der Sittlichkeit und der Selbſtach⸗ 
tung zurückgeführt werden, auf welchem allein fie ges 
deihen und ſich dauernd befeſtigen kann. 

Ew. Königl. Majeſtät bitten demnächſt das ehrfurchts⸗ 
voll unterzeichnete Staatsminiſterium, 

die allerunterthänigſt beigefügte Verordnung, die Be⸗ 

fugniſſe der Verwaltungsbehörden zum Verbot von 

Zeitungen und Zeitſchriften betreffend, Allergnädigſt 

vollziehen zu wollen. 

Berlin, den 1. Juni 1863. 
Das Stagtsminiſterium. 

v. Bismarck. v. Bodelſchwingh. v. Roon. 
Graf v. Itzenplitz. v. Mühler. Graf zur Lippe. 
v. Selchow. Graf zu Eulenburg. 

An des Königs Majeſtät. 

— Der H. C. theilt die vom 3. Mai datirte 
Depeſche des ſächſiſchen Miniſters Herrn v. Beuſt 
an den ſächſiſchen Geſchäftsträger in Paris, durch 
welche Sachſen die Einladung zur Unterſtützung der 
diplomatiſchen Action in St. Petersburg ablehnt, im 
franzöſiſchen Text mit. Die Motive der Ablehnung 
ſind in der folgenden Stelle der Depeſche enthalten: 

„Es iſt in der That ſchwer für die Regierung des 
Königs, zu vergeſſen, daß die Stellung Sachſens, obgleich 
es ein ſouveräner Staat iſt, ſie nicht ermächtigt, mit der 
kalſerl. ruſſiſchen Regierung in Discuſſion über die außer ⸗ 
ordentlich gewichtigen Fragen zu treten, welche den Gegen⸗ 
ſtand der an die Repräſentanten der drei Mächte in 
St. Petersburg gerichteten Depeſchen bilden. Dieſes Be⸗ 
denken erhält eine neue Kraft durch die Bundespflichten, 
welche uns auferlegt ſind. Es iſt erlaubt zu hoffen und 
wir rechnen mit vollem Vertrauen darauf, daß die hohe 
Weisheit Sr. Majeftät des Kalſers von Rußland ſowohl 
wie der anderen Souveräne den Eventualitäten begegnen 
wird, denen gegenüber der deutſche Bund berufen ſein 
könnte, ſich auszuſprechen. Da jedoch eine ſolche Con⸗ 
junctur nicht außerbalb des Bereichs der Möglichkeit ift, 
würde es unferen Traditionen widerſprechen, gewiſſer⸗ 
maßen den Debatten vorzugreifen, welche eines Tages 
am Bunde beginnen könnten. Wir dürfen endlich nicht 
aus dem Auge verlieren, daß wir uns ſpeciell in der 
Stellung von Verbündeten zu einer der Mächte befinden, 
welche an dem gemeinſamen Schritt Theil genommen hat, 
und daß der öſterreichiſche Hof, deſſen Depeſchen nicht 
identiſch mit denen der Höfe von Frankreich und Groß⸗ 
britannien iſt, es nicht für zeitgemäß erachtet hat, unſere 
Mitwirkung zu verlangen.“ 

— Der „Weſtf. Ztg.“ geht aus Berlin, 1. Juni, 
eine Correſpondenz zu über eine Unterredung des Kö⸗ 
nigs mit einem „höheren Beamten.“ Danach hätte 
Se. Majeſtät erklärt: zuerſt müſſe die Militärreor⸗ 
ganiſation legislatoriſch durchgeſetzt werde; dann 
würden liberale Geſetz und liberale Verwaltung folgen. 
Der Ober⸗Regierungsrath v. Diederichs, 
Abgeordneter für den Kreis Weſthavelland, iſt von 
Potsdam nach Marienwerder verſetzt. 

Kaſſel, 1. Juni. In der Sitzung vom 28. 
v. M. haben die Stände das von der Regierung 
vorgelegte neue Staatsdienſtgeſetz einſtimmig abgelehnt 
und die alsbaldige Wiederinkraftſetzung des von 
Haſſenpflug beſeitigten Geſetzes von 1831 beantragt. 
Sie konnte nicht anders, denn der neue Entwurf ruhte 
zu ſehr auf denſelben Grundlagen, wie das provifo- 
riſche Geſetz von 1831. Ueber das Schickſal des- 
ſelben konnte die Regierung darum unmöglich zwei⸗ 
felhaft fein, fie mußte deſſen Ablehnung voraus ſehen. 
Aber — muß man fragen — warum legt ſie deſſen 
ungeachtet ſolche Entwürfe vor und veranlaßt damit 
eine unnöthige Verſchwendung von Zeit und Geld? 
Eben ſo wenig vermag man freilich auch den Vor⸗ 
theil einer Dienſtordnung für den Staatsdienſt einzu- 
ſehen, wie die vorgelegte, die lediglich darauf ausgeht, 
den Beamten zu einem willen- und auch gewiſſenlo⸗ 
fen Werkzeuge der jeweiligen Regierung müßte fo 
viel Erfahrung gemacht haben, daß auf ſolche Sub⸗ 
jekte gar kein Verlaß ſei. Der Beamte kann nur 
ſegens reich wirken, wenn derſelbe weiß, daß der Mann 
nicht bloß fürſtlicher Diener, ſondern nicht minder 
auch Diener des Volkes und insbeſondere auch ein 
Schützer von deſſen Rechten iſt. Nur wo ein ſolches 
Beamteuthum beſteht, kann eine Regierung mit ruhi⸗ 


ve 
bitten 


ger Zuverfiht kommenden entgegenſehen. 
Ein geſinnungsloſes, demeraliſt eamtenthum wird 
dagegen im Augenblicke der Gefahr auseinanderſtieben 


und nirgends einen bieten. Eine Regierung, 
das des Landes will, kann nicht 


welche da ] 
zweifelhaft darüber fein, welcher von beiden Gattun⸗ 


gen von Beamten ſie den Vorzug zu geben hat. 


Marburg. Ein an das Mittelalter erinnern⸗ 


der Todesfall kam hier am 26. Mai vor. Es ver⸗ 
ſchied an bösartigen Blattern Clemens Reichsgraf 
und Herr zu Brandis, vormals Statthalter in Tyrol 
und Oberhofmeiſter des Kaiſers Ferdinand. Der 
Verblichene lebte in menſchenſcheuer Zurückgezogenheit 
auf ſeinem Schloſſe. Er hatte angeordnet, ihn mit 
einem Scapulier und ledernen Gürtel auszuſetzen und 
ohne Trauermuſik zu beerdigen. Sein zweiter Sohn 
verzichtet als Jeſuit auf die Erbſchaft, die Jeſuiten 
erhalten aber ein Legat von 100,000 Gulden zum 
Ankauf eines Ordenshauſes in Tyrol. 

Paris, 31. Mai. Nachdem der „Moniteur“ 
geſtern wegen des ſpäten Eintreffens der mexikani⸗ 
ſchen Poſt nur einige kurze Notizen über die Vor⸗ 
gänge in und um Puebla mitgetheilt hatte, aus 
denen ſich ergiebt, daß die Belagerung der Stadt 
bis zum 19. nur geringe Fortſchritte gemacht hatte 
und jedes einzelne Häuſerquadrat förmlich belagert 
werden muß, der Geſundheitszuſtand jedoch vor 
Puebla wie in Vera Cruz zufriedenſtellend ſei, findet 
ſich heute im „Moniteur“ ein eingehender Bericht. 
Hieraus ergiebt ſich, daß man zu ganz neuen Mit- 
teln, die an die römiſchen Belagerungswerkzeuge er⸗ 
innern, hat greifen müſſen, um die Einnahme der 
einzelnen von rechtwinkligen Straßen durchſchnittenen 
Häuſerquadrate zu ermöglichen. Es ſind bewegliche 
Blockhäuſer auf Rädern erbaut, die je eine Gebirgs⸗ 
haubitze nebſt Bedienungsmannſchaft und 5 bis 6 
Schützen enthalten. Während nun das Geſchütz die 
Barrikaden niederwirft und die Straßen beſtreicht 
um neue Anhäufungen von Vertheidigern zu verhin⸗ 
dern, wird das Blockhaus mit ziemlicher Leichtigkeit 
yon hinten weiter vorgeſchoben. Die Schützen rücken 
während des Gefechts in den Straßen mittelſt einer 
Art fliegender Schießhütte vor, die aus mehreren 
einzelnen Abtheilungen beſteht, deren ſich die Solda⸗ 
ten wie eines großen Schildes bedienen. Auf dieſe 


Weiſe haben die Franzoſen nach und nach mehrere 


Häuſerquadrate genommen, noch am Tage des Poft- 
abgangs eroberte General Douay, deſſen Truppen 
ſehr gerühmt werden, zwei Häuſerquadrate, Alles 
berechtige zu der Erwartung, daß in dem Maße, 
wie man weiter ins Innere der Stadt vorrücke und 
dieſe Art des Straßenkampfes beſſer kennen lerne, 
ſich immer entſcheidendere Erfolge erzielen laſſen. 
Beim Abgang der Poſt wurden die Belagerungsope⸗ 
rationen noch mit demſelben Eifer fortgeſetzt. Um 
die Kräfte des Feindes durch einen zwiefachen Angriff 
zu theilen, rücken die Franzoſen jetzt gleichzeitig von 
San Marco und von Morelos aus vor. General 
Douay, deſſen Hauptquartier ſich im Gefängnißge⸗ 
bäude befindet, leitet den Angriff am linken Flügel. 
General Bazaine, der die Operationen auf dem lin⸗ 
ken Flügel befehligt, hat jenſeits der St. Balthaſar⸗ 
Kirche Vertheidigungswerke und Batterien errichtet, 
die die ganze Länge der Straßen beſtreichen. „Der 
Oberbefehlshaber ſpricht das größte Lob über die 
Haltung der Genietruppen aus, die mit ſo muthiger 
Ausdauer gegen die Schwierigkeiten einer derartigen 
Belagerung kämpfen.“ Am 14. April hatte Oberſt 
Brincourt bei Gelegenheit einer mit einem Bataillon 
Zuaven, 500 Infanteriften des General Marquez, 
drei franzöſiſchen Schwadronen und einer mexikani⸗ 
ſchen Hülfsſchwadron nebſt zwei Feldgeſchützen unter⸗ 
nommenen Recognoseirung bei Atlesco 3000 Mexi⸗ 
kaner mit 3 gezogenen Geſchützen geſchlagen. Der 
Verluſt der Franzoſen in dieſem Gefechte betrug 20 
Todte und 40 Verwundete, der der Mexikaner wird 
auf 600 Kampfunfähige geſchätzt. Ein Ausfall der 
Mexikaner gegen die Werke bei der St. Balthaſar⸗ 
Kirche wurde am 15. April zurückgewieſen. Der 
Verluſt der Franzoſen beträgt ſeit dem 23. März 
dem Tage der Eröffnung der Laufgräben bis zum 
17. April, 70 Todte, 578 Verwundete (meiſtens 
Leichtverwundete) und 45 Vermißte. Der Gefund- 
heitszuſtand iſt befriedigend, Lebensmittel ſind in 
reichlichem Maße vorhanden. Nach Ankunft der 
Verſtärkungen aus Frankreich hofft General Forey 
die Operationen mit neuer Thätigkeit zu verfolgen 
und mehrere Poſitionen, deren Beſitz die Regelmä⸗ 
ßigkeit der Zufuhren ſichern würde, die man aber 
wieder hat aufgegeben, auf's Neue beſetzen zu können, 
wie Aculcingo, Cannada und Puente Colorado. Die 
Eiſenbahnbauten machen gehörige Fortſchritte, die 
größten Schwierigkeiten dabei ſcheinen bald über⸗ 
wunden. Ein von den Mexikanern beabſichtigter An⸗ 


griff auf die Eiſenbahnarbeiter ward am 21. Apr 
zurückgewieſen. In der heißen Ebene iſt es 

Oberſten Dupin durch ein von ihm organiſirtes Corps 
von Gegen-Guerillas, das bereits 140 Reiter und 
eben fo viele zählt, gelungen, die vet 


Fußgänger 
10 8 e Transporten verfolgte Straße 
zu fäubern. | 
; — Jn einer der letzten Wahlverſammlungen hat 


man Thiers rundweg gefragt, ob er für oder gegen 
das Kaiſerreich fei; 1 3 Antwort, daß er ein 
Gegner deſſelben fei, fo weit es ihm der conſtitutic“ 
nelle Eid geſtatte. 

London, 1. Juni. In der geſtrigen Sitzung 
des Unterhauſes kündigte Herr Roebuck an, daß er 
binnen Kurzem eine Wreſſe an die Königin bean 
tragen werde, mit der Bitte, daß Ihre Majeſt 
Unterhandlungen mit den europäiſchen Großmächten 
anknüpfen möge, um deren Mitwirkung für die An 
erkennung der Unabhängigkeit der conföderirten Stag“ 
ten von Nordamerika zu erlangen. 

— Der Abends um 5 Uhr von Brighton abge 
hende Eiſenbahnzug verunglückte geſtern nicht weit 
von feinem Zielpunkte, der hieſigen Victoria-Station, 
wobei 4 Paſſagiere auf der Stelle getödtet und 30 
verwundet wurden, von welchen letzteren mehrere vor“ 
ausſichtlich noch dem Tode erliegen werden. Um 
eine eingetretene Verſpätung des Zuges einzuholen, 
hatte der Locomotivführer die Expanſionskraft des 
Dampfes zu einem ſolchen Grade ſteigen laſſen, da 
der Dampfkeſſel ſprang, die Maſchine aus dem Gleiſe 
geriet) und der Zug den Damm hinabſtürzte. Die 
Wagen bildeten bald nur einen Trümmerhaufen. Der 
Locomotivführer war der erſte, welcher fein Leben 
verlor, zwei andere Getödtete gehörten einer von e 
ner Schießübung heimkehrenden Abtheilung von Garde“ 
grenadiren an, das vierte Opfer war eine Dame. 


Lokales und Provinzielles. 
Danzig, den 4. Juni. 

— Ihre Königl. Hoheiten der Kronprinz und die 
Kronprinzeſſin trafen heute mit dem Schnellzuge hier 
ein und wurden auf dem Bahnhofe von den Spitzen 
der Königlichen Militair⸗ und Civil«, wie ſtädtiſchen 
Behörden und dem Vorſteher der Aelteſten der Kauf 
mannſchaft, wie von dem Engliſchen General- und 
Vice⸗Conſul empfangen. Nach kurzer Vorſtellung beſtieg 
das hohe Paar den offenen vierſpännigen Wagen de 
Hrn. Rittergutsbeſitzer Steffens auf Mittel⸗Golmkau 
und fuhr nach beiden Seiten freundlich grüßend 
durch die harrende und Hurrah rufende Menge na 
dem Gouvernementshauſe. Viele Häuſer der Straßen, 
durch die ſich der Zug bewegte, waren mit Flaggen 
und Laubgewinden geſchmückt. Nachmittags 3 Uhr 
haben die hohen Gäſte dem Ablaufe des Kriegs“ 
ſchiffes beigewohnt und ſodann eine Spazierfahrt 
unternommen. Morgen früh beginnen die militärischen 
Beſichtigungen. 

— Die heutige „Kreuzzeitung“ meldet, daß, wie 
fie aus ganz glaubwürdiger Quelle erfahren hat, det 
Regierungs⸗Vice-Präſtdent v. Prittwitz zu Breslam 
zum Präſidenten der Königl. Regierung zu Danzig 
ernannt ſei. 

— Der Landrath von Brauchitſch iſt zu einer 
Badecour in Gaſtein bis zum 1. October beur- 
laubt worden. 

— Seit einigen Tagen befindet ſich der Miſſions⸗ 
prediger Herr Dröſe, welcher vor Kurzem aus Off 
Indien zurückgekehrt iſt, in unſerer Stadt. Am 
vorigen Montag hielt er in der St. Annenkirche 
einen Vortrag. 

Dr. Ernſt Förſter aus München, der 
Schwiegerſohn Jean Paul's, hat auf einer Kunſt⸗ 
reiſe unſere Stadt mit einem Beſuch beehrt. 

— Die diesjährige Schützzeit der Radaune beginnt 
übermorgen, Sonnabend den 6. Juni Abends, und 
dauert 8 — 10 Tage. 


— Der Kreisgerichts⸗-Director Grolp zu Stras' 


burg in Weſtpreußen, iſt in derſelben Eigenſchaft an 


das Kreisgericht zu Deutſch⸗Krone verſetzt. 


Königsberg. Der Sängerverein, welcher bei 
dem diesjährigen Muſilfeſte bereitwilligſt feine Kräfte 
der muſikaliſchen Akademie geliehen, hat den muſika⸗ 
liſchen Dirigenten derſelben, Kapellmeiſter Laudien, 
zu feinem Ehrenmitgliede ernaunt. Eine ander 
Auszeichnung wurde Herrn Laudien, der an d 
Gelingen des großen Feſtes namhaften Antheil hat, 
zu Theil, indem Anton Rubinſtein ihm die Parti 


ſeines Oratoriums „das verlorene Paradies“ hin⸗ 
terließ. 


; 
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Nachrichten aus Poſen und Polen. 
Woengro witz, 2. Juni. Geſtern wurden vor 
der Criminal⸗Abtheilung des bieſigen Kreisgerichts 
Anklagen verhandelt: 1) wider die Herren 
embowski auf Kludzin, Vincent Urbanowski auf 
Miloslawice, wegen ungeſetzlicher Bildung bewaffneter 
chaaren; 2) wider den Gutsverwalter Piskorski 
d den Gärtner i in Kludzin wegen Be⸗ 
theiligung an dieſen Schaaren; wider den Gutsver⸗ 
Liski in Roszkowo wegen Bereithaltung von 
für dieſelben. Wider Herrn Dziembowski 
wurde in contumaciam verfahren. Die anweſenden 
ügeffagten wurden vom Rechtsanwalt Galon in 
egenwart eines überaus zahlreichen Publikums mit 
großem Geſchick vertheidigt. Der öffentliche Ankläger 
war der Staatsanwalt Rufmann aus Schubin. Er 
derficherte, daß er die Sache lediglich vom rechtlichen 
tandpunkte beurtheile und beantragte: gegen Dziem⸗ 
WER und Urbanowski ein Jahr Gefängniß, gegen 
Pistorski uno Rozuowski 5 Wochen und gegen Liski 
14 Tage. Der Gerichtshof erkannte gegen Dziem⸗ 
dowski auf 3 Monate, gegen Liski auf 6 Tag, gegen 
und übrigen auf 3 Wochen Gefängniß. 


ſuchungshaft geſeſſen. 


Gerichtszeitung. 
Exriminal⸗Gericht zu Danzig. 
[Vermögensbeſchädigung.] In dem Lo⸗ 
al der Centralhalle wurde in der Nacht vom 
—— 25. März eine große Scheibe im Werthe von 
rn zerſchlagen. Die Schuld dieſer Vermö⸗ 
eſchädigung wurde dem Malermeiſter Herrn 


a : h 
Pas zur Laſt gelegt, in Folge deſſen er feinen 


in auf der Anklagebank den Schranken des 
Criminal Ger gebank vor den Schra 
aus nicht, denne fand. Hier läugnete er nun durch⸗ 


der Zertrümmerer geweſen zu ſein, aber 
en Abrede, daß er die That mit Bewußt⸗ 
geweſen racht habe; er ſei, ſagte er, ſo betrunken 
Dierl daß er nicht von ſeinen Sinnen gewußt. 
ieſe Behauptung wurde von einem glaubwürdigen 
Zeugen, Herrn Schneidermeiſter Helmke, unter 
ſtützt. Herr Helmke hatte den Angekl. nämlich in 
der benannten Nacht vor der Centralhalle auf der 
Erde liegend gefunden und ihn aufzurichten geſucht. 
Als ihm dies gelungen, hatte er ſich auch bemüht, 
deſſen Hut in der Dunkelheit aufzufinden, und wäh⸗ 
9 dieſer Zeit war der Angeklagte in die große 
ab dere Scheibe gefallen. Auf Grund der Ausfage 
es Herrn Zeugen wurde Herr Jahn von der An⸗ 


bbs, fiche Vermögensbeſchädigung frei⸗ 


3 Berliner Stadtgericht. 
reßprozeß.] In der veröffentlichten Nr. 29 
ee verantwortlicher Redaktion von Ludw. 
Wochenblantg de de erſcheinenden kautionspflichtigen 
ndet ſich „der Fortſchritt“ vom 19. Oktbr. v. J. 
Wochenſg ein Artitel mit der Ueberſchrift: „Politische 
dieſem A au,“ datirt Berlin, den 17. Oktober 1862. In 
* ktikel, zu deſſen Verfaſſer ſich Walesrode bekannt 
— die bekannten Beſchlüſſe des Herren und 
Krane onetenbauſes über das vorjährige Budget einer 
er pollticcdegen, welche, wie die Anklage ausführt bei 
ſtändlich den Parteiftellung des Redakteure ſelbſtver⸗ 
ar überall zu Gunſten des letzteren ausfiel. Da. 
dinteißen ſich jedoch (ſagt die Anklage weiter) ſo weit 
laſſen, daß er die Annahme der Regierungs- 
nannt hat tens des Herrenhauſes einen „Eidbruch“ ge- 
Mit Rückſicht auf die hierin liegende ſchwere 
des Herrenhauſes, zu deren Verfolgung das⸗ 
ch die erforderliche Ermächtigung ertheilt 


herein, 


x hab 
id gebrochen. Die Schuldfrage könne al aueh 


haft fein und es 
gel handle ſich nur um die Strafab 

des ache darauf, daß die Mitglieder des See 
rufen Theil durch das Vertrauen des Königs be⸗ 
ie pa worden, daß die Notabilitäten der Wiſſenſchaft, 
eln Jächftgeſtellten Beamten, z. B. der Chefpräſident und 
ondetce prä lden des oberſten Gerichtshofes, die Kron. 
der — ze. Mitglieder des Herrenhauſes ſeien, welchen 
te Vorwurf gemacht werde, hielt der Staats- 


1 Mo eine ftrenge Strafe für geboten. Er beantragte 
a Der 8 plaidirte in 


einem nate A . 
aug dan eren Vortrage für Nichtſchuldig. Er führte 
ſchaßt fi ein Eid des Herrenhauſes als politiſche Körpe ⸗ 
Berne Smdaupt nicht exiſtirt, daß ſomit alſo ein Ge⸗ 
derber kobruch faktiſch nicht möglich fei, und daß zu⸗ 
fein mi =, Strafantrag der einzelnen Mitglieder erbracht 

um eine gerichtliche Verfolgung eintreten zu 


Urbanowski 
Piskorski hatten ſchon 3 Wochen in der Unter⸗ 


laſſen. Uebrigens ſei der Vorwurf des Eidbruches nicht 
der Vorwurf des Meineids. Der Eidbruch been nur 
eine Objektivität. Durch den Vorwurf des Eldbruches 
habe nur gefagt werden ſollen, durch den Beſchluß fei 
die Verfaffung verletzt. Dies ſei auch mit dem Art. 62 
in der That der Fall. Die Regierung babe das ſelbſt 
anerkannt und die Miniſter, ſoweit fe Mitglieder des 
Herrenbauſes find, hatten ſich der Abſtimmung bei dem 
Beſchluß enthalten. Die Regierung hätte dieſen Beſchluß 
zu ihrer Unterftüpung nie herangezogen. Der Staats. 
anwalt habe die Anklage nur wegen Beleidigung, nicht 
wegen Verleumdung, welche eigentlich, wenn der Ausdruck 
für ſtrafbar zu erachten ſei, vorliege, erhoben und da- 
durch am beſten zu erkennen gegeben, daß er ebenfalls 
ſeine (des Vertheidigers) Anſicht über den Herrenhaus⸗ 
Beſchluß habe. Eventuell bat er um Bewilligung mil- 
dernder Umſtände, und fand dieſelben in dem Beſchluß 
des Abgeordnetenhauſes, in der Zeit der Aufregung und 
dem Verhalten des Angeklagten, welcher ſeit 1840 für 
verfaſſungsmäßiges Recht gekämpft habe. Staatsanwalt 
und Vertheidiger machten dann noch wechſelſeitig Ent⸗ 
gegnungen, blieben aber bei ihren Anträgen. Angeklagter 
Walesrode: Er wolle ſich nur erlauben, dem Gerichts- 
bofe die Frage vorzulegen, wie die Pubjicijtif heute ihr 
Recht und ihre Pflicht, ſich an den Debatten über die 
Tagesfrage zu betheiligen, erfüllen ſolle, wenn täglich von 
der Staatsanwaltſchaft Anklagen von ſo tendenziöſer 
Natur erhoben würden — — — (der Präſident unter- 
bricht den Angeklagten und der Staatsanwalt beantragt 
dieſe Worte zu Protokoll zu nehmen). Der Angeklagte 
fuhr fort: die Anklage enthalte das Zeugniß, daß die 
Staatsanwaltſchaft einen Parteiſtandpunkt einnehme, denn 
fie ſtelle ſich auf die Seite des Herrenhauſes. Die Staats- 
anwaliſchaft habe nur das Geſetz zu vertreten, und die 
Preſſe habe das Recht, ſowohl zur Oppoſition, wie zur 
Vertheidigung der Regierung. (Der Präſident erſucht 
den Angeklagten, nicht von der Stellung des Staats- 
anwalts zu reden.) Der Angeklagte weiſt ſchließlich dar ⸗ 
auf hin, daß er nichts weiter gethan habe, als die Heilig ⸗ 
keit des Verfaſſungseides vertreten. Das Urtheil lautete 
auf 100 Thaler Geldbuße event. 2 Monate Gefängniß, 
Vernichtung des Artikels und Befugniß für den Verletzten 
zur Veröffentlichung des Urtheils. Das Gericht hat die 
ſtaatsrechtliche Frage natürlich unberückſichtigt gelaſſen 
und angenommen, daß einer Korporation der Vorwur 
des Eidbruchs allerdings gemacht werden könne, und daß 
angenommen werden müßte, Angeklagter habe den Vor⸗ 
wurf vorſätzlich gemacht und ſei ſich der That bewußt 
geweſen. Als mildernd wurden die vom Vertheidiger 
aufgeführten Umſtände angeſehen, daß Angeklagter die 
Ueberzeugung habe, daß die Auffaſſung des Abgeordneten 
bauſes, welche er verfochten, die richtige ſei. — Ein 
zweiter Prozeß gegen Walesrode wegen Minifterbeleidi- 
gung 2c. wurde auf feinen en aufgehoben. — Ein 
Preßprozeß gegen die „Volkszeitung“ wurde eben- 
falls vertagt. e 


Statiſtiſche Aphorismen. 


Die Zeitſchrift des k. ſtatiſtiſchen Bureaus, 
redigirt von Dr. Engel, enthält einen längeren 
Aufſatz, betitelt: „Land und Leute des prenßiſchen 
Staates und ſeiner Provinzen, nach den ſtatiſtiſchen 
Aufnahmen Ende 1861 und Anfang 1862“, dem 
wir nachſtehende intereſſante Notizen entnehmen: 

1) Das Staatsgebiet. Der ganze preußi⸗ 
ſche Staat hat, incl. der Hohenzollern'ſchen Lande 
und dem Jadegebiet, in feinen 8 Provinzen 5103,97 
Quadratmeilen, 26 Regierungsbezirke, 16 Stadtkreiſe 
und kreisexemirte Städte und 232 Kreiſe. 

2) Wohnplätze giebt es im ganzen Staat 
71,108, darunter 1000 Städte, 385 Flecken mit 
den im Anſchluß gelegenen Güter, 12,332 Güter u. 
Vorwerke, nicht im Anſchluß von Dörfern gelegen, 
9286 Kolonien und Weiler und 17,516 einzelne 
Etabliſſement. 

3) Die Bevölkerung. Bewohnt iſt der 
Staat, incl. der im Jadegebiet und den Bundes⸗ 
feſtungen Wohnenden, von 18,491,220 Menſchen; 
davon gehören der Civilbevölkerung 18,222,848 und 
dem Militär 268,372 Perſonen an. Dieſe letzteren 
vertheilen ſich, wie folgt: Zum Kriegsminiſterium, 
dem Generalſtabe und den Cadetten-Corps gehören 
6116 Perſonen, zum Gardecorps 29,527 P., zum 
1. Armee⸗Corps 21,400, zum 2. A.⸗C. 20,854, 
zum 3. A.⸗C. 21,084, 4. A.⸗C. 22,682, 5. A.⸗C. 
20,908, 6. A.⸗C. 20,921, 7. A.⸗C. 21,036 und 
zum 8. A.⸗C. 22,187, zur Gensd'armerie 2266 und 
in den Bundesfeſtungen befinden ſich 13,048 Mann. 


Ober⸗Ofſiziere befinden fi) im Ganzen 7828, Mi- 


litärbeamte und zum Unterſtab Gehörige 3264 und 
Unteroffiziere, Gemeine und Spielleute 210,937 M., 
alſo wirkliche Militärs 222,029 Mann. Familien- 
mitglieder und zur Dienerſchaft beim Militär gehören 
noch 46,343 Perſonen, in summa alſo 268,372. 
Nach den Religionsbekenntniſſen unterſcheidet ſich die 
Geſammt⸗Bevölkerung, wie folgt: Chriſten überhaupt 
giebt es im Staate 17,969,389, davon ſind evan⸗ 
geliſch 11,113,596, katholiſch 6,824,719, griechisch 


1196, Mennoniten 13,708 und Mitglieder von freien 


Gemeinden und Deutſchtatholiken 16,170. Juden 
ſind 253,457 und anderer Religion 2. Nach Stand 


und Beruf theilt ſich die Bevölkerung folgendermaßen: 


es gehören der Landwirthſchaft an 8,388,831 Perſo⸗ 
nen, der Induſtrie 3,104,092, dem Handel 198,506, 
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dem Verkehr 206,540, den perſönlichen Dienſtleiſtun⸗ 
gen 256,107, der Geſundheitspflege und der 7 ten⸗ 
beſtattung 36,329, der Erziehung und dem Unterricht 
53,396, den Künſten und Wiſſ 7503, dem 
Gottesdienſt 16,821, der Staats- und Gemeinde 
Verwaltung 43,807, der Juſtiz 18,015, der Armee 
und der Flotte 268,372. Perſonen 

thätigkeit gab es 310,564, und zwar aus eignen 
Mitteln Lebende 180.561 und von Unterſtützungen 
Lebende 330,003 Perſonen. — Die Sprache: Deutſch 
ſprechen 15,718,637 Perſonen, polniſch, maſuriſch 
und kaſſubiſch 2,214,903, wendiſch 82,232, böhmiſch 
und mähriſch 58,880, littauiſch 136,990 und wallo⸗ 
niſch (franzöſiſch) 11,202, eine andere als die deutſche 
Sprache alſo 2,504,207 Perſonen. 

4) Das Grundeigenthum. An kultivixter 
Fläche beſitzt der ganze Staat 93,539,202 Magde⸗ 
burger Morgen; davon waren Gärten, Weinberge 
und Obſtplantagen 1,417,486 Morgen, Ackerland 
50,472,545 Morg., Wieſen 8,776,302 Morg., be⸗ 
ſtändige Weide 8,141,802 Morg. und Staats⸗ und 
Privatwaldungen 24,731,067 Morg. Beſitzungen 
giebt es im Ganzen 2,141,486, davon waren bis 
5 Morgen 1,099,161 mit 2,227,981 Morgen, von 
über 5 bis 30 Morgen 617,374 mit 8,427,479 
Morgen, von über 30 bis 300 Morgen 391,586 
mit 35,914,889 Morgen, von über 300 bis 600 
Morgen 15,076 mit 6,047,317 Morg., und endlich 
Beſitzungen über 600 Morg. 18,289 mit 40,921,536 
Morgen. Die Zahl ſämmtlicher Gebäude beläuft ſich 
auf 4,688,741; davon waren: a) öffentliche Gebäude 
85,835 und zwar für den Gottesdienſt 18,018, für 
den Unterricht 25,444, Armen-, Kranken- und Ver⸗ 
ſorgungshäuſer 8914, für die Staatsverwaltung 8103, 
für die Ortspolizei und Gemeindeverwaltung 22,036 
und für die Militärverwaltung 3320; b) Privatge⸗ 


bäude überhaupt 4,602,916 und zwar Privathäuſer 


2,105,053, Fabrikgebäude, Mühlen- und Private 
magazine 120,463 und Ställe, Scheunen und 
Schuppen 2,377,400. 

5) Die Landwirthſchaft. Dieſe betreiben 
als Hauptgewerbe 762,021 Eigenthümer, 30,248 
Pächter (Frauen, Kinder und Angehörige dieſer bei⸗ 
den Abtheilungen 3,469,414); als Nebengewerbe 
betreiben die Landwirthſchaft 359,726 Eigenthümer 
und 30,457 Pächter (Frauen, Kinder und Angehörige 
beider 1,490,960). Das Hilfsperſonal für die Land⸗ 
wirthſchaft beſchäftigte 8,388,831 Perſonen, davon 
waren 32,651 Juſpektoren, Verwalter und Aufſeher, 
13,745 Wirthſchafterinnen, 558,435 Knechte und 
Jungen, 500,532 Mägde, 574,937 männliche und 
565,705 weibliche Tagelöhner. Ueber 3jährige Pferde 
im Dienſt der Landwirthſchaft gab es im Ganzen 
1,214,471. 

6) Der Viebſtand. Pferde gab es überhaupt 
1,680,663 Stück (die Provinz Preußen allein beſaß 
davon 501,442 Stück), Rindvieh überhaupt 5,634,510 
St. (Pr. Preußen 1,013,750 St.), Schaafe über⸗ 
haupt 17,428,017 Stück (Pr. Preußen 3,366,716 St.), 
Schweine überhaupt 2,709,709 Stück (Pr. Preußen 
583,724 St.), Ziegen überhaupt 805,808 St. (Pr. 
Preußen 25,467 St.), Maulthiere überhaupt 381 
(Pr. Preußen 28 St.) und Eſel im Ganzen 7412 St. 
(Pr. Preußen 136 St.). Die meiſten Eſel ſind in 
Weſtphalen, nämlich 3328. (Fortſ. folgt.) 
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Courſe zu Danzig am 4. Juni: 
Geld. Brief gem. 


London z M. fklx. 6.204 6.208 
Hamburg 2 M. Be. 300 1508 — 
Amſterdam 2 M. hollfl. 250. — — er 
Paris 2 M. Fres. 300 — — 7 
Weſtpr. Pf.⸗Br. 34% 861ͤ—:ßW 
do. 4% 7 
Staats⸗Anleihe 44% 1013 — — 
do. 5 105° — — 
Pr. Rentenbbriefe 1 


Schifs-Bapport aus Meufahrwaſſer. 
Angekommen am 3. Juni⸗ : 
Hammer, Dampfſchiff Ida, v. Antwerpen, m. Gütern. 
Thormäblen, Helene, v. Altong, m. alt Eiſen. 
Gefegelt: 30 Schiſſe; davon 22 Schiffe mit Getreide 
und 8 Schiffe mit Holz. 
Geſegelt eie 
11 Schiffe; davon hiffe mit Holz 
25 6 Schiffe mit Getreide. 
Wind: ONO. 
— — — — — — 
Oeſchloſſene Schiſfs- Frachten vom 4. Juni. 
London 3 8. 8 d., Engl. Canal 4 8. Oſt⸗Irland 
35. J d., Briſtol. Canal 4s. 44 d., Kohlenhäfen 2 8. 9 d., 
Firth of Forth 3 s. pr. Or, Weizen; London 17 5. 6 d. 
pr. Load (J- Sleepers; Dublin 21 8. pr. Load [). Sleepers, 
Dublin 23 8. 6 d. pr. Load O. Sleepers; Antwerpen bfl. 22 
pr. Laſt Dielen; Bremen L'dor. Thlr. 8 pr. Laſt Dielen; 
Aden oder Leer 11 Thlr. Pr. Crt. pr. 4520 Pfund 
oggen. 


Hotel de horn: 
Gutsbeſ. Meyer a. Pommern. Oeconom Quednau 


Metevrologifche Beobachtungen. 
Observatorium der Königlichen Navigationsſchule 


z a. Balden. Die Kaufl. Heilfron a. Thorn, Röder aus 
au Danzig. Aachen, Rubarth a. Cöln u. Köfter a. Weimar. 
9 8 
e Barometers Thermometer Deutſches Haus: 
2 öde in in dreien Wind und Wetter. Gutebeſ. v. Bojanowsky a. Schönwalde u. Brandt 
Par. «Linien. n. Reaumur. n. Gattin a. ln Aſſiſtent Schlieben a. — 
31 4| 339,02 11,4 iNW. flau, Himmel ibeil⸗] Fabrikant Böhm a. Bromberg. Gutspächter Strauß a. 
l weiſe bewölkt. Kl. Hausdorf. Die Kaufl. Steinhagen a. Berlin, Panitz 
4480 337,66 99 NW. flau, ſchönes Wetter, | a. Thorn und Grünert a. Cöslin. Förſter Trapp aus 
5 Kimmung theilweiſe bewölkt.] Roltau. Lehrer Stranz a. Bütow. 
12 337,49 11,2 IND. flau, ſchönes Wetter, Hotel de St. Petersburg: 
klarer Himmel. Bürſtenmacher Waller n. Frau u. Tochter aus 
Re 1 Haldeler a. 1 11 0 
8 ollſohn a. Bartenſtein. Bauführer Carlſohn au 
Producten⸗ Berichte. Schweidniz. Die Kaufl. Boß a. Prökuls u. Haußmann 


Borſen-Verkäuſe zu Danzig am 4. Juni. a. Deutſch Crottingen. 


Weizen, 185 Laſt, 134. 35pfd. fl. 535; 133 pfd. fl. 525; 
13 1pfd. fl. 5115; 129. 30 bis 132pfd. fl. 495; 126pfd. 
fl. 480 Alles pr. 8öpfd. 

Roggen, 118pfd. fl. 306; 120pfd. fl. 309; 122 pfd. 
fl. 312; 123, 124pfd. fl. 315, 316 pr. 125pfd. 

Gerſte, 7ipfd. fl. 227 pr. 70pfd. 

Erbſen w. fl. 306, 3073, 3123, 315 Alles pr. 9opfd. 

Bahnpreife zu Danzig am 4. Juni. 
Weizen 124—131pfd. bunt 72—83 Sgr. 

125—133pfd. hellbunt 77 89 Sgr. 
Roggen 119—126pfd. 51—54 Sgr. pr. 125pfd. 

Erbfen weiße Koch⸗ 52—53 Sgr. 
do. Futter- 48—51 Sgr. 

Gerſte kleine 106 —110pfd. 364—39} Sgr. 

große 112—118pfd. 42— 46 Sgr. 
Hafer 65—83pfd. 24— 28 Sgr. 
Spiritus 15 Thlr. 


Berlin, 3. Juni. Weizen loco 57—70 Thlr. 
Roggen loco 455—} Thlr. 
Gerſte, große und kl. 32—39 Thlr. 
Hafer loco 23245 Thlr. 

Erbſen, Koch. 46 —50 Thlr., Futterwaare 43 —46 Thlr. 

Rüböl loco 1444 Thlr. 

Leinöl loco 155 Thlr. 

Spiritus 154 Thlr. pr. 8000 Tr. 


Stettin, 3. Juni. Weizen 60—71 Thlr. 
Roggen 45—464 Thlr. 


Als Verlobte empfehlen sich: 


Johanna Meier 
aus Putzig, 
Joachim Czalinsky 
aus Schöneck. 


Danzig, den 31. Mai 1863. 
2. Auflage FM 


Motto: „Manneskraſt erzeugt Muth und Selbstvertrauen! 


DER sach Aerztlicher Rathgeber 
7 
4 


ERS dN LACIE fer 
Schulz. 


mentlich in Schwäche- 
27. Auflage. 


zuständen etc. etc. 
In Umfchlag verfiegelt. 


— Herausgegeben von 
Laurentius in Leipzig. 
27. Aufl. Ein starker 
Band von 232 Seiten 
mit 60 anatomischenAb- 
— bildungen inStahlstich. 
— Dieses Buch, besonders nützlich ſür junge Männer, 
wird auch Eltern, Lehrern und Erziehern anempfohlen 
und ist fortwährend in allen namhaften Buch- 
handlungen vorräthig, in Danzig b. Leon Saunier, 


27. Aufl. — Der persönliche Schutz von Laurentius 


* * * 
Victoria-Theater zu Danzig. 
Freitag, den 5. Juni 1863. Zweite Gaſtvorſtellung 
des Fräul. Anna Schramm von Wallner, 
Theater zu Berlin. Kieſelack und ſeine Nichte 
vom Ballet (mit neuen Einlagen). Poſſe mit 
Geſang in 4 Abtheilungen und 10. Bildern von 
A. Weirauch. Muſik von A. Conradi. 


Verkauf aus freier Hand. 
Das hier in der Parkſtraße belegene Kalk⸗ 
brennereigrundſtück des Hrn. GottkriedLöhrke, 
beſtehend in 2 Kalköfen, 1 Wohnhauſe nebſt Anbau, 
1 Speicher, 1 Pferdeſtall, einer Wagenremiſe, den 


beabſichtigt, von mir im Termin 


den 22. Juni d. J., 3 Uhr Machmitt. 
in meinem Geſchäftszimmer öffentlich zum Verkaufe 
ausgeboten werden. 
Die Bedingungen ſind bei 
zu erfragen. 
Memel. 


mir portofrei 


Meyhöfer. 
Rechts⸗Anwalt und Notar. 
— Ein leichter, offener, bequemer 
Wagen, mit ganz neuem MES 
—Obergeſtell wird zu ſehr billigem 
Verkaufe nachgewieſen 8 
2 Vorſtädt. Graben No. 36. m 


NPolniſcher Kientheer, 


in feinfter Qualität zu 5 Thaler pro Tonne bei 
Christ. Friedr. Heck. 


Auf Adl. Bütow be Bütow 
ſteben 30 Zuchthammel nach der 


Schur und 100 Mutterſchafe 
im Auguſt cr., zum Verkauf. 


Rüböl 15 Thlr. 
Spiritus 1417 Thlr. pr. 8000. 


Königsberg, 3. Juni. Weizen 744—81 Sn 

Roggen 504—51} Sgr. 

Gerſte gr. 42 S;r. kl. 30—39 Sgr. 

Hafer 264 Sgr. 

Erbſen 47—52 Sgr. 

Leinöl 154 Thlr. 

Rüböl 154 Thlr. 

Spiritus 16 Thlr. pr. 8000 4 Tr. 

Breslau, 2. Juni. Weizen pr. 85pfd. weißer 63 — 

77 Sgr., gelber 63 — 74 Sgr. — Roggen pr. Sapfd. 
49— 52 Sgr. — Gerſte pr. 7Opfd. weiße 40 —41 Sgr., 
gelbe 36—39 Sgr. — Hafer pr. 50pfd. ſchleſ. 26 — 
27 Sgr. — Erbjen 41—45—52 Sgr. — Wicken 32— 
38—42 Sgr. pr. 150 Pfd. — Rappkuchen 48—51 Sgr. 
pr. Ctr. — Schlaglein 180190 — 200 Sgr. — Lupinen 
40 — 45 Sgr. — Kartoffeln pr. Sack à 150 Pfd. netto 
18—22 Sgr. 


Angekommene Fremde. 


Im Engliſchen Haufe: 
Königl. Kammerherr u. Mitglied des Herrenhauſes 
Graf Kayſerling a. Schloß Neuſtadt. Se. Excellenz 
Wirkl. Geheimer Rath und Ober-Präfident der Provinz 
Preußen Dr. Eichmann a. Koͤnigsberg. Ingenieur 
Geraſſimoff a. Berlin. Die Kaufl. Schlicht a. Berlin, 
Burk a. Glauchau, Czamanski a. Wloclaweck, Beyer a. 
Stettin u. Prang a. Königsberg. Frau Rittergutsbeſ. 
a a. Gr. Golmkau. Schauſpielerin Fräul. Schramm 
a. Berlin. 


Hotel de Berlin: 

Appellationsrath Fink a. Bromberg. Adminiſtrator 
Frehſee a. Merzin. Oekonom Windmüller a. Lanzyn. 
Die Kaufl. Gabriel, Löwens, Katz u. Kleinhaus a. Berlin, 
Löwenthal a. Königsberg, Drahm a. Waldenburg und 
Haſſe a. Schaudau. 


Walter's Hotel: ; 
Rittergutsbeſ. Drawe a. Sascoczyn. Poft-Erpedient 
Wöllmer a. Löbau. Aſſecuranz-Inſpeetor Täſchner aus 
Leipzig. Inſpect. Block a. Reitlowo. Die Kaufl. Krüger 
a. St. Petersburg, l'Orange a. Berlin, v. Goscidi aus 
Königsberg u. Flatow a. Berent. Frau Rittergutsbeſ. 
Plehn a. Dalwin. Frau Jacobſohn n. Sohn a. Berent. 


Hotel d' Oliva: 


Hauptmann Schröder a. Graudenz. Lieut. Schlichtin 
n. Gattin a. Thorn. Die Kaufl. Schneider a. Berlin 
u. Wölke a. Magdeburg. 


Rthlr. 1Y; = fl. 2. 24 kr. 
„Ueber den Werth und die allgemeine Nütz- 
lichkeit dieses Buchs noch etwas zu sagen, ist 
nach einem solchen Erfolge überflüssig. 


BWenjions:Quittungen, 
find vorräthig in der Buchdruckerei von 
Edwin Groening. 


Fremdenführer, — Pläne, — Karten und 
Anſichten von Danzig und deſſen Umgegend, 


in Photographien und Lithographien, 
ie Rei dbu ller Art Baedeker, — — i Be i 
ee Pet 155 ä 1 6 1 Eu pe — Reichardt, Grieben ꝛc. ꝛc. und das neueſte 


Jopengaſſe 19 bei L. G. Homann. 
[FESESESES RIESE REIHE] 
nl Feuerverſicherungsbank für Deutſchland in Gotha. U 


A Nach dem Rechnungsabſchluſſe der Bank für 1862 beträgt die Erſparniß für das vergangene Jahr 
b 66 / P t 

3 rocen 
11 der eingezahlten Prämien. 


| Jeder Banktheilnehmer in hieſiger Agentur empfängt dieſen Antheil nebft einem Exemplar 
E des Abſchluſſes Vormittags von 9—1 Uhr und Nachmittags von 3—6 Uhr von Unterzeichnetem, 
Ir bei dem auch die ausführlichen Nachweiſungen zum Rechnungsabſchluſſe zu jedes Verſicherten al 
11 Einſicht offen liegen. 
il Denjenigen, welche beabſichtigen, dieſer gegenfeitigen Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaft beizutreten, 
giebt der Unterzeichnete bereitwilligſt desfallſige Auskunft und vermittelt die Verſicherung. 
Danzig, den 26. Mai 1863. 


für die Kalkbrennerei nöthigen Schauern und übrigem 
Zubehör, einem Obſt⸗ und Gemüfegarten, wird, weil 
Beſitzer wegen Altersſchwäche das Geſchäſt aufzugeben 


zu 


C. F. Pannenberg, 
E Agent der Feuerverſicherungsbank f. D. in Gotha, 
fl Comptoir: Neugarten No. 17. 


Für alle Schreibende 
empfehle ich als alleiniger Depoſiteur der Leonhard ischen Tinten aus Dresden hier am Orte 
mein vollſtändiges Lager der vorzüglichſten ſchwarzen und bunten Tinten und zwar: 


Alizarin⸗Tinte, welche dauernd in offenen Gefäßen gehalten, glei warz aus de d t 
9 Füllungen von circa 8 Pfd. zu 2 or — 4 In. 34 Sur, ee Pre zu 6 3 Pe 
10 Sgr., — 2 Pfd. zu 16 Sgr., — 4 Pfd. zu 1 Thlr. Ferner: 
Doppel ⸗Copir⸗Tinte in Füllungen von circa $ Pfd. 71 Sgr. — 1 Pfd. zu 12 Sgr. 5 
Englifche Violett-Copir⸗-Tinte in Krügen zu 10 Sgr. 
Tinten⸗Extract in Fläſchchen zu 5 Sgr., zur Bereitung von 2 Pfd. Tinte. 
Rothe, blaue, grüne Tinte in Fläſchchen zu 5 Sgr. 


G. Homann in Danzig, Jopengaſſe No. 19. 
Berliner Boͤrſe vom 3. Juni 1863. 


m 


3 1 Fr. Gld. If. Br. Gld. 7 If. Br. Sl 
Pr. Freiwillige Anleſh ee 102 11015 Ofipreufifhe pfandbrieſe 31 — | 888 J Danziger Privasbank gz 14 11048 1088 
Stants- Anleihe v. 1859. .., 5 11058 | — — re do. f Ehe 45 977 96 Aster Privatbank 44 1014 — 
Staats- Anleihen v. 1854, 55, 57 47 102 101 pommerſche do. Mn TS 391, | 905 pommerſche Rentenbriefſfſ 44 100 99 
do. 0. Te 7 2, 45 102 101 do. do. „rennen 4 11014 100 f Poſenſche do. e ne 
do. v. 185 .. 44 102 101% po ſenſche do. . . . 4 1034 1027 Preußiſche do. „ eee 

do. v. 1850, 1852 4 | 99 | 98 do, 0. ... 31] — 97 breußiiſche Vank-Antheil-Scheine . [44 126 125 

do. v. 1833 4 99 98 do. neue do. 99 4 — | 96 [Oeſterreich. Metalligues 435 69 ZZ 

do. v. 186·u 4 | 99 | 98% weſpreußiſche do. ä —— . 34 861 — do. Uational-Anleihe — 154 — A 
Staats -Schuldſcheinne 84 90, 89 do. do. . 4975 965 do. Prämien- Anleihe 41883 21 
Prämien Anleihe v. 1855.. 31 1284 127 do. do. neue ee ae 4964 — ] polniſche Schatz-Obligationen 4 — 70 

Verantwortliche Redaktion, Druck und Verlag von Edwin Groening in Danzig. 


